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(4) Die Lieferfrist ruht für die Dauer
a) angeordneter Verkehrsbeschränkungen,
b) eines Aufenthalts, der durch Maßnahmen der Zoll­

organe oder anderer staatlicher Organe verursacht 
wird,

c) eines sonstigen Aufenthalts, für den die Eisenbahn 
nicht verantwortlich ist.

(5) Soweit Reisegepäck auf einer Teilstrecke nicht mit dem 
Zug, sondern mit einem anderen Beförderungsmittel beför­
dert wird, verlängert sich die Lieferfrist um die für die Be­
förderung mit dem anderen Beförderungsmittel notwendige 
Zeit.

§33

Ablieferung

(1) Die Eisenbahn ist verpflichtet, das Reisegepäck auf 
dem Bestimmungsbahnhof bis zum Ablauf der Lieferfrist 
innerhalb der durch Aushang oder Beschilderung bekannt­
gegebenen Öffnungszeiten zur Ablieferung an den Reisen­
den bereitzustellen.

(2) Das Reisegepäck ist auf dem Bestimmungsbahnhof in­
nerhalb von .2 Tagen nach Ablauf der Lieferfrist (Abnahme­
frist) oder bei Überschreitung der Lieferfrist nach Ankunft 
des Reisegepäcks gegen Rückgabe des Gepäckscheins und 
Entrichten des noch zu zahlenden Entgelts abzunehmen. Die 
Abnahmefrist ruht für die Dauer der Behandlung des Reise­
gepäcks durch Zollorgane oder andere staatliche Organe. 
Wird das Reisegepäck nicht innerhalb der Abnahmefrist 
abgenommen, wird für die Lagerung das Entgelt nach dem 
Tarif erhoben. Die Eisenbahn kann die Berechtigung des 
Inhabers des Gepäckscheins zum Empfang des Reisegepäcks 
prüfen.

(3) Der Reisende kann auf dem Bestimmungsbahnhof nach 
Ablauf der Lieferfrist die Aushändigung des Reisegepäcks 
verlangen. Ist dies nicht möglich, hat die Eisenbahn Tag und 
Stunde der Abforderung auf dem Gepäckschein zu beschei­
nigen.

(4) Kann bei der Abforderung des Reisegepäcks der Ge­
päckschein nicht vorgelegt werden, braucht die Eisenbahn 
das Reisegepäck nur dem auszuhändigen, der seine Berech­
tigung glaubhaft macht und unter Vorlage seines Personal­
ausweises den Empfang auf der vorgeschriebenen Erklä­
rung bestätigt. Für die Erklärung wird das tarifliche Ent­
gelt erhoben.

(5) Fehlen bei der Ablieferung einzelne der im Gepäck­
schein aufgeführten Stücke, sind Anzahl und Masse der ab­
gelieferten Stücke auf dem Gepäckschein zu vermerken, so­
weit keine Tatbestandsaufnahme beantragt wird.

(6) Der Reisende kann schriftlich unter Beifügen des 
Gepäckscheins beim Bestimmungsbahnhof die Weitersen- 
dung seines Reisegepäcks als Reisegepäck oder Expreßgut 
nach einem anderen Bahnhof beantragen.

§34

Ablieferungshindernisse

(1) Ein Ablieferungshindemis liegt vor, wenn der Rei­
sende das Reisegepäck nicht innerhalb von 14 Kalenderta­
gen nach Ablauf der Lieferfrist abgeholt hat.

(2) Die Eisenbahn hat den Reisenden, wenn seine Anschrift 
bekannt ist, von dem Ablieferungshindernis unverzüglich zu 
benachrichtigen und ihn zur Abholung des Reisegepäcks in­
nerhalb von 14 Kalendertagen aufzufordern. Kommt er 
dieser Aufforderung nicht nach oder 1st er nicht zu ermit­
teln, wird das Reisegepäck wie eine Fundsache behandelt.

(3) Wird bei einem Ablieferungshindernis festgestellt, daß 
das Reisegepäck leicht verderbliche Sachen enthält und droht

der Verderb dieser Sachen, sind sie ohne vorherige Be­
nachrichtigung des Reisenden umgehend zu verkaufen oder 
zu vernichten.

Abschnitt IV
Bestimmungen für die Beförderung von Expreßgut

§35
Grundsätze für die Expreßgutbeförderung

(1) Expreßgut wird unter den in dieser Anordnung, den 
Beförderungsbedingungen und in den Tarifen geregelten 
Voraussetzungen gegen Entgelt zur Beförderung angenom­
men.

(2) Die Expreßgutbeförderung erfolgt von und nach den 
für den Expreßgutverkehr zugelassenen und im Tarif be­
kanntgegebenen Bahnhöfen.

§36

Als Expreßgut zugelassene und ausgeschlossene Sachen

(1) Als Expreßgut werden Sachen- befördert, die nach 
Masse und Umfang den Anforderungen dieser Anordnung 
entsprechen, eine rationelle Be- und Entladung sowie Be­
förderung gestatten, ausreichend verpackt sind und in den 
für die Expreßgutbeförderung zugelassenen Wagen beför­
dert werden können.

(2) Zur Beförderung als Expreßgut sind. Sachen mit einer 
Masse bis zu 25 kg je Stück zugelassen. In Ausnahmefällen 
kann auch Expreßgut mit einer Masse von mehr als 25 kg 
je Stück zur Beförderung angenommen werden.

(3) Zur Beförderung als Expreßgut sind bedingt zugelas­
sen:

a) lebende Tiere in geeigneten Behältern oder verpackte 
tote Tiere sowie unverpacktes Wildbret. Die veterinär- 
hygienischen Vorschriften sowie die Bestimmungen 
über die Verladung und den Transport von lebenden 
Tieren5 sind zu beachten. Die Eisenbahn kann die Auf­
lieferung an bestimmten Tagen verlangen. Auf der 
Expreßgutkarte ist, soweit möglich, die Nummer des 
Fernsprechanschlusses des Empfängers anzugeben;

b) unverpackte Fahrräder — auch mit Hilfsmotor —;
c) unverpackte fahrfähige Kleinkrafträder und Krafträ­

der ohne Beiwagen;
d) Krankenfahrstühle und Krankenkraftfahrstühle;
e) nicht entwickelte fotografische Filme und Platten sowie 

Fotopapier, wenn dieses Expreßgut mit den in anderen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen Kennzeichnungen ver­
sehen ist;

f) gefährliche Güter bei Erfüllung der in den Rechtsvor­
schriften für den Transport gefährlicher Güter6 oder 
in anderen Rechtsvorschriften vorgeschriebenen Bedin­
gungen;

g) Ex- und Importgüter mit einer Masse von mehr als 
25 kg je Stück.

Beträgt die Masse des bei den Buchstaben a bis d sowie f 
und g genannten Expreßgutes mehr als 25 kg je Stück, wird 
es zur Beförderung nur zwischen bestimmten, nach dem Tarif 
dafür zugelassenen Bahnhöfen angenommen. Der Absender 
ist verpflichtet, auf Verlangen bei der Verladung schweren, 
sperrigen oder unhandlichen Expreßgutes zu helfen. Leicht 
zu beschädigende Teile an Fahrzeugen gemäß Buchstaben b 
bis d sind abzubauen, befestigtes Gepäck ist abzunehmen.

5 Z. Z. gelten die entsprechenden Bestimmungen der Anlage 1 zur 
Ersten Durchführungsbestimmung vom 10. Dezember 1981 zur Güter­
transportverordnung — Bestimmungen für den Ladungstransport durch 
die Eisenbahn - (GBl. I 1982 Nr. 2 S. 23).

6 Z. Z. gilt auf Grund TVA Nr. 153/20/79 die Transportordnung für 
gefährliche Güter (TOG) vom 30. Januar 1979.


